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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr. : Vereinfachung der Grenzformalitäten für Reisende 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
22. März 1956 
- Drucksache 2156 - 


Zu dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 22. März 1956 
betr. Vereinfachung der Grenzformalitäten für Reisende - Druck- 
sache 2156 - beehre ich mich, im Einvernehmen mit dem Aus- 
wärtigen Amt namens der Bundesregierung folgendes mitzuteilen : 

Zu 1. 

Die Bundesregierung wird im Ministerkomitee des Europarates für 
die Annahme der Empfehlung 84 der Beratenden Versammlung des 
Europarates vom 25. Oktober 1955 über die Vereinfachung der 
Grenzformalltäten für Reisende eintreten. 

Zu 2. 

Die Vertretung der Bundesrepublik Deutschland beim Europarat 
ist angewiesen worden, den Generalsekretär des Europarates ent- 
sprechend zu unterrichten. 

Zu 3. 

Die Bundesregierung hat bereits im Herbst 1955 den Regierungen 
der Beneluxstaaten, Frankreichs und der Schweiz den Abschluß von 
Abkommen vorgeschlagen, durch die für die beiderseitigen Staats- 
angehörigen, die im Besitz nationaler Personalausweise sind, auf 
die Vorlage eines Passes beim Grenzübertritt verziditet wird. Ferner 
sind vor kurzem die deutschen Botschaften in Wien und Rom an- 
gewiesen worden, den Regierungen Österreichs und Italiens den 
gleichen Vorschlag zu unterbreiten. 

Inzwischen sind die Verhandlungen mit der belgischen Regierung 
so weit gediehen, daß der förmliche Abschluß eines entsprechenden 
Abkommens kurz bevorsteht. Auch mit Frankreich, Luxemburg und 
der Schweiz werden die Verhandlungen voraussichtlich noch in 
diesem Sommer zum erfolgreichen Abschluß führen. 

In Anbetracht dieser Fortschritte auf dem Verhandlungswege hält 
die Bundesregierung es nicht für angebracht, jetzt noch einseitig 
vorzugehen. 
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Zu 4. 

Auf Grund der Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
Reiseausweisc als Paßersatz und über die Befreiung vom Paß- und 
Sichtvermerkszwang vom 12. Mai 1956 (BGBl. I S. 425), die am 
15. Mai 1956 in Kraft getreten ist, ist die Befreiung vom Sicht- 
vermerkszwang jetzt nicht mehr auf eine bestimmte Aufenthalts- 
dauer befristet. 

Zu 5. 

Die Auslandsvertretungen der Bundesrepublik haben die Länder, 
die durch die Änderung der Paßverordnung vom 12. Mai 1956 begün- 
stigt sind, unterrichtet und um die Herstellung der Gegenseitigkeit 
gebeten. 

Zu 6. 

Die Grenzbehörden sind angewiesen worden, die Pässe nichtdeut- 
scher Reisender bei der Einreise nur noch dann abzustempeln, wenn 
in den Pässen ein deutscher Sichtvermerk eingetragen ist. 

Zu 7. 

Soweit Sichtvermerke überhaupt noch erforderlich sind, werden die 
Anträge mit größter Beschleunigung bearbeitet. Zur einseitigen 
Abschaffung der Sichtvermerksgebühren ist eine Änderung der 
Paßgebührenverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
erforderlich. Hierüber wird sich die Bundesregierung im Zusammen- 
hang mit der durch den Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
22. März 1956 - Drucksache 2011 - geforderten Senkung der Paß- 
gebühren schlüssig werden. Die Bundesregierung ist bestrebt, die 
Sichtvermerks gebühren inzwischen durch den Abschluß von zwei- 
seitigen Abkommen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit weit- 
gehend abzuschaffen. 

Zu 8. 

Hierzu darf ich auf das Schreiben des Herrn Bundesministers der 
Finanzen vom 23. April 1956 - ITI B;9 - Z 2123 - 62, 56 - Druck- 
sache 2342 - hinweisen. 

Zu 9. 

Die Grenzbehörden sind angewiesen worden, bei der Einreise über 
die Landgrenzen zum Ausland — ausgenommen die Grenze zur 
Tschedioslowakei — zunächst versuchsweise wie folgt zu verfahren: 

Bei Reisenden, die einen Nationalpaß der Mitgliedstaaten des Europa- 
rates oder des Europäischen Wirtschaftsrates vorweisen, wird die 
Nachschau der Pässe in der Regel auf Stichproben beschränkt. Bei 
Inhabern von Ausweisen für den kleinen Grenzverkehr und Aus- 
weisen für den Ausflugsverkehr wird entsprechend verfahren. Die 
Anwendung dieses Verfahrens schließt jedoch nicht aus, daß die 
Grenzbehörden gelegentlich, insbesondere zur Durchführung wich- 
tiger Fahndungsmaßnahmen, die Reiseausweise aller Personen ein- 
gehend prüfen. 

Es handelt sich bei dieser Lockerung der Pal^kontrolle um einen 
Versuch. Von den dabei gewonnenen Erfahrungen wird es abhängen, 
ob dieses Verfahren ständig beibehalten werden kahn und ob eine 
weitergehende Lockerung vertretbar ist. 


Dr. Schröder 



